
Demokratiegebot 

und Europäische Gemeinschaft 

Von Rudolf Hrbek 

Die im Europäischen R a t vereinigten Regierungschefs 

der neun Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 

gaben auf ihrer Zusammenkunft am 5. und 6. Dezember 

1977 in Brüssel eine „Erklärung zur Demokra t i e" ab . 1 

Sie bekräftigten „ihren Willen, die Achtung rechtlicher, 

politischer und moralischer Werte , denen sie sich verbun­

den fühlen, zu gewährleisten und die Prinzipien der par­

lamentarischen Demokrat ie , des Rechts, der sozialen Ge­

rechtigkeit und der Wahrung der Menschenrechte zu 

schützen". Und weiter: „Die Anwendung dieser Grund­

sätze setzt eine pluralistische Demokrat ie voraus, die die 

Vertretung der Meinungen im konstitutionellen Aufbau 

des Staates sowie die zum Schutz der Menschenrechte er­

forderlichen Verfahren garantiert ." Die Schlußaussage 

(„Sie erklären feierlich, daß die Achtung und Aufrecht­

erhaltung der parlamentarischen Demokrat ie und der 

Menschenrechte in allen Mitgliedstaaten für ihre Zuge­

hörigkeit zu den Europäischen Gemeinschaften unerläß­

lich sind") bezieht das Demokrat ie-Bekenntnis zwar zu­

nächst auf die politische Ordnung der Mitgliedstaaten, 

einzelne Passagen der Erklärung drücken aber auch die 

Absicht ihrer Autoren aus, sich bei der Verfolgung der 

Ziele der Gemeinschaft vom Bekenntnis zu Demokrat ie 

und Menschenrechten leiten zu lassen. In diesem Sinn 

hatten sie die geplanten ersten Direktwahlen zum Euro-

1 KOM (77) 605 endg. 



päischen Par lament „ein bedeutsames Ereignis für die 

Zukunft der Europäischen Gemeinschaft und eine heraus­

ragende Demonstrat ion des allen Mitgliedstaaten ge­

meinsamen demokratischen Ideals" genannt. 

Die nachfolgenden Ausführungen richten sich auf diesen 

zweiten, auf die Gemeinschaft bezogenen Aspekt des B e ­

kenntnisses zur Demokrat ie . Gegenstand unserer Über­

legungen ist also die Frage nach Geltung und Bedeutung 

des Demokrat iegebots für die Europäische Gemeinschaft. 

Dabei soll einleitend kurz umrissen werden, was hier mit 

der Bezeichnung „Demokrat iegebot" gemeint ist ( I . ) . 

Sodann wird seine Anwendbarkei t auf die Europäische 

Gemeinschaft zu erörtern sein ( I L ) . D e m folgt die Prü­

fung der Frage, inwiefern die Gemeinschaft in ihrer ge­

genwärtigen Form und Entwicklungsstufe dem Gebot 

entspricht ( I I I . ) , sowie die Erläuterung der häufig ver­

tretenen These vom „demokratischen Defizit" der 

EG ( I V . ) . Abschließend wird zu diskutieren sein, ob und 

inwieweit diese These auch heute noch Geltung beanspru­

chen kann und was von der voraussehbaren Entwicklung 

der Gemeinschaft für die Realisierung des Demokrat ie­

gebots in der Zukunft zu erwarten ist ( V . ) . 

I . 

Das Demokrat iegebot bezieht sich auf Vorzeichen und 

Merkmale der Herrschaftsausübung: sie muß an be­

stimmte Voraussetzungen geknüpft sein und Legit imität 

beanspruchen können. 

Zu diesen Voraussetzungen gehören einmal eine Reihe 

konsti tutiver Elemente von Demokra t i e . 2 Erstens das 

2 Hier stütze ich mich auf grundsätzliche Ausführungen zum Stich­
wort „Demokratie" in zwei einschlägigen Enzyklopädien: K. v. 
Beyme in: Sowjetsystem und Demokratische Gesellschaft, Bd. 1, 



Prinzip der Volkssouveränität , welches besagt, daß po­

litische Instanzen vom Volk legitimiert sein müssen und 

daß die Herrschaftsgewalt im Volk gründen und von 

ihm ableitbar sein muß. Als Hilfsmittel zur Art ikulat ion 

des Volkswillens gelten das Repräsentat ivsystem und 

das Mehrheitsprinzip. Zweitens das Pr inzip der Gleich­

heit. Dazu zählt unbestritten die rechtliche Gleichheit in 

ihren beiden Ausformungen als bürgerliche Gleichheit 

(gleicher Status in der Sphäre des Privatrechts) und als 

politische Gleichheit (gleiche Teilnahmerechte am W i l ­

lensbildungsprozeß). Kontrovers ist die Frage nach (dem 

Ausmaß) sozialer Gleichheit. Während sich die einen auf 

die Einräumung gleicher Bildungschancen für den ein­

zelnen, damit dieser seine Interessen angemessen artiku­

lieren und die ihm formal zustehenden Rechte auch tat­

sächlich wahrnehmen kann, beschränken, geht es anderen 

um umfassende und tendenziell nivellierende Gewährlei­

stungen durch die öffentliche Hand . Zum Komplex so­

zialer Gleichheit gehört weiterhin - wiederum unbe­

stritten - , daß wirtschaftliche Macht den politischen Pro ­

zeß nicht einseitig determinieren darf. E in drittes E le ­

ment ist der Schutz von Freiheitsrechten, weil diese zur 

freien Willensbildung und zur Wahrnehmung von Te i l ­

haberechten unerläßlich sind. Dieser Schutz soll sicherge­

stellt werden durch die Erfüllung grundlegender Forde­

rungen des Konstitutionalismus, nämlich durch die Ge­

währleistung von Grundrechten, und durch die Geltung 

der beiden Prinzipien Rechtssicherheit und Unabhän­

gigkeit der Jus t iz , als einem zentralen Aspekt der Ge­

waltenteilung. 

Zu den Voraussetzungen zählen sodann eine Reihe zu-

Freiburg i. Br . 1966, 1111-1158 und K. L. Shell in: Handlexikon 
zur Politikwissenschaft, hrsg. von A. Görlitz, Bd. 1, Hamburg 1973, 
57-62 . 



sätzlicher Bedingungen. 3 Wo Herrschaft ausgeübt wird, 

müssen die Adressaten ein Bewußtsein dieser Her r ­

schaftsbeziehungen haben. Dami t es sich bilden kann, 

ist ein funktionierendes Kommunikat ionssystem, das 

Herrschende und Beherrschte gleichermaßen umfaßt , er­

forderlich. Im einzelnen gehören dazu eine ausreichende 

Zahl von Informationskanälen; die Fähigkeit und Mög­

lichkeit zur Art ikulat ion und Par t iz ipat ion nicht nur von 

Individuen, sondern auch von organisierten Gruppen; 

die Möglichkeit zur Interessenaggregation und das V o r ­

handensein von Instanzen, die als Transmissionsriemen 

fungieren; schließlich Transparenz und Kontrol le der 

Entscheidungsmechanismen. 

Zur Frage der Legit imität von Herrschaftsausübung wer­

den gerade in unserem auf die EG bezogenen Zusam­

menhang verschiedene Positionen vertreten. 

Naßmacher 4 nennt in seiner Monographie „Demokra t i ­

sierung der Europäischen Gemeinschaften" zwei Aspekte 

der Legi t imität von Herrschaftsausübung: erstens die Zu­

stimmung zu bestehenden Institutionen als Rahmen für 

Konfliktregelung, also zum Entscheidungssystem; zwei­

tens das inhaltliche Ergebnis des Entscheidungsprozes-

ses, also die Frage nach dem Kreis der durch Entscheidun­

gen Begünstigten. 

Legit imität entsteht für ihn also einmal als Folge forma­

ler Mitwirkungsmöglichkeiten, d. h. durch eine bestimm­

te Struktur der Input-Seite des politischen Systems; so­

dann aber zum zweiten durch den Output , oder - wie 

3 Hierzu folge ich Überlegungen von K. Neunreither in seinem 
Aufsatz „Legitimationsprobleme in der Europäischen Gemein­
schaft", in: Zeitschrift für Parlamentsfragen 2 (1976) 245-258 , 
hier 247. 
4 K . -H. Naßmacher, Demokratisierung der Europäischen Gemein­
schaften, Bonn 1972, 8 f. 



er, Nar r /Nascho ld zitierend, sagt - „als Entsprechung 

der gesellschaftlichen Struktur und der fortlaufenden 

Verteilungsentscheidungen im Hinblick auf die gleichen 

Lebenschancen und Lebensbedingungen aller in einer 

Gesellschaft". 5 

Für Sasse 6 , der Legi t imität als „die Qual i t ä t eines polit i­

schen Systems, freiwillige Folgebereitschaft (Gehorsam) 

in Form passiver Hinnahme oder akt iver Unterstützung 

der Mehrzahl der Bürger zu garantieren" definiert, er­

fordert Legi t imität „den festen Glauben dieser Mehr­

heit, daß Herrschaftsgewalt in Übereinstimmung mit 

dem Willen des Volkes übertragen und ausgeübt wird". 

Zwei Elemente stellen die Basis dieses Glaubens dar: 

- Das Part izipat ionsverfahren, wozu er einmal W a h ­

len, dann aber in einem viel weiteren Sinn die Organi­

sation von Gruppen und Interessen sowie ihren Bei ­

trag zum öffentlichen Willensbildungsprozeß zählt. 

- Die positive Leistungsbilanz; oder, in Sasses Formu­

lierung, „das Vertrauen, daß das bestehende politische 

System auf fundamentalen Werten ruht, die dem Ver ­

langen nach Gerechtigkeit, innerer und äußerer Sicher­

heit, nach sozialem und wirtschaftlichem Wohlergehen 

gerecht werden". 

Auch hier finden wir wieder dieselben beiden zentralen 

Legit imitätskri terien: Struktur des Entscheidungssy­

stems und Leistung, also Output , des Systems. 

Neunrei ther 7 faßt dies in seiner Definition von Legiti-

5 W.-D. N a r r / F . Naschold, Theorie der Demokratie, Stuttgart 
1971, 18 (zitiert bei Naßmacher, a. a. O. 9 ) . 
6 C. Sasse, Eine Gemeinschaft - Neun Legitimitäten. Eine Skizze zur 
Machtverteilung in der EG, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen 2 
(1978) 254-260 , hier 254. 
7 Neunreither, a. a. O. 247. 



mität zusammen, wenn er diese als eine Qual i tä t poli­

tischer Herrschaft bezeichnet, „die primär durch das­

jenige Verhal ten der Adressaten dieser Herrschaft ent­

steht, das Struktur und Verteilungsentscheidungen die­

ser Herrschaft als autoritativ anerkennt, wobei der P ro ­

zeß, der zu dieser Anerkennung führt, bestimmten R e ­

geln unterworfen sein muß" . 

Unerläßliche Voraussetzung ist für ihn weiter, daß sich 

die Adressaten von Herrschaft und entsprechenden En t ­

scheidungen dieser Herrschaftsbeziehungen auch bewußt 

sind. D a m i t sich ein solches Bewußtsein ausbildet, sind 

im einzelnen verschiedene Voraussetzungen erforder­

lich, die wir bereits als Elemente eines funktionierenden 

Kommunikationssystems kennengelernt haben: Infor­

mation, Fähigkeit zur Art ikulat ion und Part izipation, 

Transparenz und Kontrol le der Entscheidungsmecha­

nismen. 

I I . 

Nachdem einleitend zu klären versucht wurde, was mit 

der Forderung nach demokratischem Charak te r und Le­

gitimität von Herrschaftsausübung gemeint ist, muß der 

Frage nachgegangen werden, was denn Demokrat iegebot 

und Postulat demokratischer Legit imität mit der Euro­

päischen Gemeinschaft zu tun haben. Oder anders ge­

fragt: Sind Demokrat iegebot und Legitimitätspostulat 

überhaupt auf die EG anwendbar, stellen sie sich für die 

Gemeinschaft als aktuelle und zugleich relevante P ro ­

bleme? Die Antwor t auf diese Fragen setzt die Erör te­

rung des Charakters der Gemeinschaft voraus und da­

mit die Klärung der Frage, ob in der Gemeinschaft Herr ­

schaft ausgeübt wird. 



In der juristischen Diskussion und Betrachtungsweise 

wurden (zunächst) die folgenden drei Auffassungen ver­

treten, wie die Rechtsgestalt der EG gedeutet werden 

müsse: Internat ionale Organisation, Bundesstaat, Zweck­

verband. 8 

Sieht man - erstens - in der EG eine Internat ionale O r ­

ganisation, 9 dann interessiert in unserem Kon tex t zu­

nächst, ob sie „demokratisch" zustande gekommen ist. 

Dieses Erfordernis wird unter Hinweis auf die parla­

mentarische Zustimmung zu den Gründungsverträgen, 

entsprechend den innerstaatlich jeweils geltenden Ver ­

fahrensvorschriften, als erfüllt angesehen. 

Die Legi t imität einer Internationalen Organisat ion wird 

in der Regel danach beurteilt, welchen Bei trag sie für die 

Beschaffung interner Legit imität seitens der Mitglieder -

meist Staaten - leistet, d. h. also welchen Nutzen die 

Mitglieder aus ihrer Zugehörigkeit ziehen. Demgegen­

über interessiert nicht, wie legitim die Ausübung von 

Herrschaft durch die Organisat ion selbst i s t . 1 0 

Da aber die Gemeinschaft Entscheidungen trifft, die bis 

zum einzelnen Bürger durchgreifen und wirken, insofern 

also Merkmale staatlicher Entscheidungen tragen, stellt 

sich unsere Frage auch für den Fal l , daß wir die EG „nur" 

als Internat ionale Organisation sehen. 

8 Vgl. hierzu den knappen Uberblick von T. Oppermann in sei­
nem Beitrag „Die Europäische Gemeinschaft als parastaatliche 
Superstruktur. Skizze einer Realitätsumschreibung", in: Ham­
burg, Deutschland, Europa. Beiträge zum deutschen und euro­
päischen Verfassungs-, Verwaltungs- und Wirtschaftsrecht. Fest­
schrift Ipsen, hrsg. von R. Stödter und W. Thieme, Tübingen 1977, 
685-699 . 
9 Als Vertreter dieser Auffassung nennt Oppermann u. a. A. Bleck­
mann; vgl. sein neueres Lehrbuch „Europarecht. Das Recht der 
Europäischen Gemeinschaft", Köln 1976. 
1 0 Darauf weist Neunreither, a. a. O. 247, hin. 



Eine zweite Deutung der Rechtsgestalt der EG lautet: 

Bundess taa t . 1 1 Genauer: Hie r wird ein Endzustand des 

Integrationsprozesses anvisiert und der aktuelle Zustand 

als quasi- oder präföderales Gebilde gedeutet, das aber -

in statu nascendi - mit Merkmalen bundesstaatlicher 

Organisat ionen ausgestattet sei. 

Es leuchtet ein, daß bei dieser Analogie mit einem be­

stimmten Typus von Staat unsere Frage nach Demokra ­

tiegebot und demokratischer Legi t imitä t vol lauf ein­

schlägig wäre. Nun wird vielerorts und mehrheitlich vor 

dieser Deutung gewarnt. 

Ih r wird eine dritte gegenübergestellt, die sich auch von 

der Deutung der EG als Internat ionale Organisation 

abhebt: der Zweckverband . 1 2 Die Betrachtung der Ge­

meinschaft als „funktioneller Zweckverband ohne Staats­

charakter und ohne Staat l ichkei tsprä judiz" 1 3 setzt dem­

nach auf eine angebliche Rat iona l i t ä t des Funktionalis­

mus, auf vermeintliche Sachzwänge einer exekutivisch 

motivierten Planung, auf „organisierte Wissensbildung", 

1 1 Prominenter Vertreter dieser Auffassung ist W. Hallstein. Sein 
jetzt in fünfter Auflage erschienenes gründlich neu bearbeitetes 
Buch (Die Europäische Gemeinschaft, Düsseldorf und Wien 1979) 
hatte in erster Auflage 1969 den Titel „Der unvollendete Bundes­
staat". 
1 2 H. P. Ipsen hat in seinem großen Werk „Europäisches Gemein­
schaftsrecht", Tübingen 1972, die Gemeinschaften „als Zweckver­
bände funktioneller Integration" gekennzeichnet (196). Damit woll­
te er nicht den Anspruch erheben, „die Rechtsstellung der Gemein­
schaft zu definieren. Gedacht ist lediglich an Merkmale, die sie 
charakterisieren im Vergleich zu staatlichen und zwischenstaatlichen 
Integrations verbänden." 
1 3 So charakterisiert Th. Oppermann (Parlamentarisierung der Eu­
ropäischen Gemeinschaft? Sinn und Grenzen, in: Um Recht und Frei­
heit. Festschrift von der Heydte, hrsg. von H. Kipp, F. Mayer, 
A. Steinkamm, Berlin 1977, 449 -460 , hier 455) Ipsens Position 
(vgl. dessen Schlußbetrachtungen über die „Gestaltform" der Ge­
meinschaft in seinem großen Werk, a. a. O. 1050-1055) . 



nicht aber auf einen diskretionären Entscheidungspro-

z e ß . 1 4 

Wenn aber Entscheidungen - im Sinne der These der 

„organisierten Wissensbildung" - auf logischen Zwän­

gen und administrativen Notwendigkei ten beruhen, 

wenn Zielperspektiven (und damit der Entscheidungs­

bedarf) aus solchen Sachzwängen heraus abgeleitet und 

definiert werden, wenn also keine Wi l lkür walten kann, 

dann stellt sich die Frage nach demokratischer Legit imi­

tät kaum und es genügt auch hier der Hinweis auf die 

Einhaltung demokratischer Verfahren bei Abschluß und 

Ratif ikat ion der Gründungsverträge. 

Dieser Posit ion hat bereits Sasse 1 5 zweifelnd entgegen­

gehalten, ob Entscheidungen der Gemeinschaft wirklich 

nur „das Ergebnis bloßer logischer Abst rakt ion" seien 

oder ob bei der Auswahl der angeblich „besten" Lösung 

nicht „ein erhebliches M a ß an Wi l lkür" mitspiele. Einen 

„höheren Rat ional i tä tsgrad" zu unterstellen, ignoriere 

den nachprüfbaren und nachweisbaren Zustand, daß 

auch E G - O r g a n e - insbesondere die für die Deutung der 

EG als Zweckverband herausgehobene Kommission -

dem Druck verschiedenster Interessen ausgesetzt seien, 

auf die sie reagieren, und sei es durch Antizipat ion der 

Präferenzen solcher Interessen. D a m i t stelle sich das Le­

gitimitätsproblem aber in voller Schärfe. 

Oppermann schließlich gibt gegenüber diesem Ansatz 

zu bedenken: „Über längere Zeit hinweg entsprach und 

entspricht die tatsächliche Lage einer sehr müde gewor­

denen EG-Kommiss ion , die nach vielen Fehlschlägen 

und Enttäuschungen im wesentlichen nur noch auf die 

Vorgaben der ,Rä te ' (Ministerräte, Europäischer R a t ) 

1 4 Oppermann, Parlamentarisierung, a. a. O. 455. 
1 5 Sasse, a. a. O. 256. 



in einem gehobenen Sekretariatssti l reagiert, nur noch 

wenig den Ipsenschen Hoffnungen eines Zweckverban­

des funktioneller Integration, der seinen eigenen künfti­

gen Zielbedarf jeweils aus den gegebenen Sachzwängen 

periodisch exekutivisch neu produzier t . " 1 6 D ie EG sei 

zwar sicher kein S taa t und sie mag „sich vielleicht auch 

der Ausbildung zur definitiven und vollen Staatlichkeit 

als nicht fähig erweisen", dennoch sei die Entwicklung 

einer „eigenen unverwechselbaren Ident i tä t" zu konsta­

tieren, wobei die Gemeinschaft „in ihren Institutionen, 

dem Rechtsinstrumentarium oder auch in der Wahl der 

Tätigkeitsbereiche eine Fülle von Anleihen aus dem Arse­

nal des staatlicherseits in Jahrhunderten gewonnenen 

Erfahrungsschatzes gemacht" h a b e . 1 7 

Aus dieser Analyse leitet Oppermann seine eigene Deu­

tung der Rechtsgestalt der EG ab, die er „para-staatliche 

Superstruktur" nenn t 1 8 und von den drei geläufigen 

„Chiffren des Integrationsprozesses" - Bundesstaat, In­

ternationale Organisation, Zweckverband - absetzt. Der 

von ihm geprägte Begriff „para-staatliche Superstruk­

tur" will zweierlei unterstreichen: 

- Die Gemeinschaft befindet sich in unmittelbarer Staats­

nähe, wenn und weil das Gemeinschaftsrecht unmittel­

bar auf den innerstaatlichen Bereich (bis hin zum In­

dividuum) durchgreift und gegenüber der innerstaat­

lichen N o r m unbedingten Vorrang hat. 

- Es ergeben sich daraus zwingende Legitimitätserfor­

dernisse para-staatlicher Art . 

Diese zuletzt skizzierte Auffassung eines Rechtswissen-

1 6 Oppermann, Parlamentarisierung, a. a. O. 455. 
1 7 Ebd. 458 f. 
1 9 In beiden hier zitierten Aufsätzen. 



schaftlers, die sich stark auf Beobachtung und Berücksich­

tigung tatsächlicher Strukturen und Akt ivi tä ten der in 

Frage stehenden Gemeinschaft stützt, kommt einem po­

litikwissenschaftlichen Ansatz sehr nahe, der die EG als 

politisches System, genauer: als im Werden begriffenes 

System bezeichnet und versteht . 1 9 Das System bemißt 

sich erstens nach seiner funktionalen Reichweite, also den 

Politikbereichen, die der neuen, die Nat ionals taaten 

überlagernden Ebene zugeordnet wurden, sowie zwei­

tens nach seinen Institutionen, Verfahrensweisen und 

Kompetenzen. Im Rahmen dieses Konzepts , die EG als 

politisches System zu begreifen, ist es nur folgerichtig, die 

Frage nach der demokratischen Qual i tä t des Entschei-

dungsgefüges aufzuwerfen und seine durch Leistungen 

auf der Output-Sei te möglicherweise geförderte Legiti­

mität zu erörtern. 

I I I . 

Unsere Betrachtung hat ergeben, daß das Demokrat ie­

gebot und das Postulat demokratischer Legit imität auf 

die EG anwendbar sind, unabhängig von den je unter­

schiedlichen Deutungen ihres Charakters . W i r können 

und wollen nun daran gehen zu prüfen, ob und inwie­

weit die EG diesen Forderungen entspricht. 

Einer ersten Auffassung gemäß muß die gemeinschaftli­

che Herrschaftsausübung deshalb als legitim beurteilt 

werden, „da sie aus den Gründungsinstrumenten stammt, 

denen die Gesetzgeber der Mitgliedstaaten zugestimmt 

1 9 Dieses Konzept findet sich bei L. N. Lindberg/St. S. Scheingold, 
Europe's Would-Be Polity. Patterns of Change in the European 
Community, Englewood Cliffs 1970, vgl. insbes. Kap. 3 (64-100) . 



haben" . 2 0 Diese Behauptung rechtlicher Legit imität 

macht es sich zu einfach mit ihrem lapidaren Verweis 

auf die seinerzeit einmal erfolgte, nunmehr aber lange 

zurückliegende parlamentarisch-demokratische Zustim­

mung. 

Nun ist die Legit imität von Gemeinschaftsaktivitäten 

gewiß ein Problem, wo die Ver t räge keine Aussage ma­

chen oder wo Art ikel 2 3 5 E W G - V e r t r a g die einzige 

Rechtsgrundlage bildet. Art ikel 2 3 5 ist eine Ar t allge­

meine Handlungsermächtigung; man ist fast geneigt zu 

sagen, daß damit Kompetenz-Kompetenz begründet 

werden soll. Die Bestimmung lautet: „Erscheint ein T ä ­

tigwerden der Gemeinschaft erforderlich, um im R a h ­

men des Gemeinsamen Marktes eines ihrer Ziele zu ver­

wirklichen, und sind in diesem Vertrag die hierfür er­

forderlichen Befugnisse nicht vorgesehen, so erläßt der 

R a t einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach 

Anhörung der Versammlung die geeigneten Vorschrif­

ten." Für die auf diese Bestimmung zurückgehenden 

Fälle gilt zweifellos ein erhöhter Legit imitätsbedarf, ver­

standen als gemeinschaftlicher Legitimitätsbedarf, wenn 

man sich nicht mit der Addit ion von neun nationalen 

Legit imitäten zufrieden gibt, was im übrigen allenfalls 

mit Blick auf den R a t , gewiß nicht auf die Kommission 

und das Europäische Par lament beruhigen kann. Eine 

Erweiterung der funktionalen Reichweite der Gemein-

2 0 Sasse, a. a. O. 256, der sich ebenso entschieden gegen diese Auf­
fassung wendet wie er die Vorstellung zurückweist, „daß die Ge­
meinschaft auf dieses Element (nämlich der Legitimität bzw. der 
Frage danach, R. H.) verzichten könne, da ihre Entscheidungen auf 
logischen Zwängen und administrativer Notwendigkeit beruhen 
und demnach unpolitisch sind (im Gegensatz zum politischen Han­
deln, das per definitionem irrational ist und damit der Legitimation 
bedarf)" (ebd.). 



schaft über den in den Verträgen gesetzten Rahmen hin­

aus begründet zusätzlichen neuen Legit imitätsbedarf . 

Wie Sasse 2 1 zutreffend unterstreicht, ist die Legit imität 

der Gemeinschaftsgewalt aber auch dort ein Problem, wo 

sie - abgesehen von der Regelung in Art ikel 235 - im 

Rahmen der Verträge und seiner Ermächtigungen aus­

geübt wird. Zur Untermauerung seiner Mahnung er­

innert er daran, daß einzelne Mitgliedsländer immer 

wieder verschiedenste Aspekte der Gemeinschaftspolitik 

in Frage stellten, obwohl entsprechende Maßnahmen 

„legal" seien. Zweifellos haben sich seit Vertragsabschluß 

1957 manche wichtige Rahmenbedingungen geändert, 

wodurch sich einzelne Akteure veranlaßt und gerecht­

fertigt sahen, Herrschaftsausübung in Einzelfällen an­

zuzweifeln und zu verhindern. 

Sodann hat sich auch der Charakter des integrationspoli­

tischen Geschehens in der Gemeinschaft geändert; es ist 

ein quali tat iver Wandel der Integrationsmaterie einge­

treten. Dies wird mit den Schlagworten „negative" und 

„positive" Integration ausgedrückt. 2 2 Ersteres meint die 

Phase der Gemeinschaftsentwicklung, in der es mehr oder 

minder nur um den Abbau von Schranken bei der E r ­

richtung des Gemeinsamen Marktes gegangen sei. Nach 

Abschluß der sogenanntenUbergangszei t , zu Beginn der 

siebziger J ah re , sei es dagegen in der Gemeinschaft um 

Formulierung und Aufbau gemeinsamer Poli t iken ge­

gangen, die mehr und mehr auch brisante Materialien 

und Bereiche - pr imär also solche, bei denen man gesell­

schaftspolitischen Optionen nicht länger ausweichen 

kann - betrafen. 

2 1 Ebd. 
2 2 Die Bezeichnungen wurden geprägt von J. Pinder, Positive In­
tegration and Negative Integration: Some Problems of Economic 
Union in the E E C , in: The World Today 24 (1968) 88 -110 . 



Heinrich Schneider 2 3 erinnert in diesem Zusammenhang 

an die durchaus erkennbare Intention des Haager Gip­

fels Ende 1 9 6 9 , wonach die Gemeinschaft zum maßge­

benden System der gesellschaftspolitischen Wertevertei­

lung und Konfliktregulierung werden sollte. Stichworte 

wie Wirtschafts- und Währungsunion, Sozialunion, Po­

litische Union, Europäische Union, die die Diskussion 

der siebziger J ah re bis heute prägen, illustrieren, worauf 

sich diese Einschätzung bezog. Anders gesagt: nach dem 

Willen vieler Beteiligter sollte die Gemeinschaft als so-

zioökonomisches und auch außenpolitisches Steuerungs­

zentrum - nicht an Stelle, sondern durchaus neben den 

nationalen politischen Systemen, also komplementär , 

aber insoweit relevant und mit Gewicht versehen — aus­

gebaut, weiterentwickelt und gefestigt werden. Dafür 

reicht, wie es Oppermann formulierte, „die Schubkraft 

der Ra t i f ika t ionen" , 2 4 die bis 1 9 7 0 politisch hinter der 

Vertragserfüllung stand, nicht länger aus und diese S i ­

tuation w a r f und wirft aktuell die Frage nach der Rea l i ­

sierung des Demokratiegebots auf. 

Dieser Frage wollen wir uns im folgenden zuwenden. 

Sie soll in zwei Schritten erörtert werden. Zunächst sol­

len die Faktoren aufgelistet werden, mit denen die kri­

tische These vom „demokratischen Defizi t" der Gemein­

schaft begründet wurde und noch heute begründet wird. 

Sodann sollen Vorgänge erörtert und gewürdigt werden, 

die als Ansätze zur Verringerung bzw. Beseitigung die­

ses Defizits gewertet werden können; insbesondere wird 

zu erörtern sein, ob solche Wirkungen bereits ausgemacht 

werden können. 

2 3 H. Schneider, Gesellschaftspolitische Dimensionen der europäi­
schen Integration, in: Europa-Archiv 5 (1972) 169-178 . 

2 4 Oppermann, Parlamentarisierung, a. a. O. 451 . 



I V . 

Die These vom „demokratischen Defizi t" der Gemein­

schaft wird in der Literatur zur Charakterisierung der EG 

Anfang bis Mi t te der siebziger J ah re auf breiter Front 

ver t re ten. 2 5 Es sind also keineswegs nur linke Posit io­

nen , 2 6 die diesen Tenor anstimmen und dabei häufig auf 

der Grundlage einer in marxistisch-leninistischer Tradi t i ­

on stehenden Analyse zu einer Fundamentalkr i t ik mit 

bisweilen polemischen Akzenten kommen. Sehen wir von 

solchen Fundamentalposit ionen ab, so zielt die Kr i t i k auf 

das gemeinschaftliche Entscheidungsgefüge und die Lei ­

stungsbilanz der E G , orientiert sich also an zwei zentra­

len Legitimitätskriterien. Nur der Volls tändigkeit halber 

sei angemerkt, daß das Problem personenbezogener Le­

gitimität nirgends explizit aufgeworfen wurde. 

Im Mit te lpunkt der Kr i t ik am Entscheidungsgefüge 

stand der Hinweis auf die letztlich dominierende Rol le 

des Ministerrats. Er ist zwar als Gemeinschaftsorgan 

konzipiert , seine Mitglieder verhalten sich aber, wie im­

mer wieder beobachtet werden kann, als nationale Mi ­

nister und pr imär eben nicht als Mitglieder eines Gemein­

schaftsorgans. Entscheidungen dieses Gremiums sind nur 

noch indirekt legitimiert, nämlich kraft des im nat iona-

2 5 Vgl. z. B. Naßmacher, a. a. O. 
2 6 Über solche Positionen wird in dem Buch von E. Häckel/W. Eis­
ner, Kritik der Jungen Linken an Europa, Bonn 1974 (mit einem 
viele Materialien enthaltenen Literaturverzeichnis) berichtet. Sie 
werden vertreten beispielsweise von J. Galtung (Kapitalistische 
Großmacht Europa oder Die Gemeinschaft der Konzerne?, Ham­
burg 1973) oder in den von F. Deppe (Europäische Wirtschaftsge­
meinschaft. Zur politischen Ökonomie der westeuropäischen Inte­
gration, Hamburg 1975) und F. Rische (Arbeiterklasse und EWG, 
Frankfurt a. M. 1974) herausgegebenen Bänden. Das Standard­
werk sowjetrussischer Europaforschung ist N. N. Maximowa, Ka­
pitalistische Integration, Berlin-Ost 1975. 



len Rahmen liegenden demokratischen Mandats seiner 

Mitglieder, der nationalen Min i s t e r . 2 7 

Sasse spricht vom „Pol i t ikmonopol der Staa ten" , das 

die Herausbildung eines autonomen, machtbildenden 

Entscheidungspotentials in Brüssel verhindere . 2 8 Er fol­

gert daraus, daß der EG die volle Qual i tä t eines politi­

schen Systems fehle und sagt, „sie vermag eigenständig 

kaum etwas auszurichten (außer dem sogenannten ,blin­

den Vertragsvol lzug ' ) , d. h. ohne Zustimmung oder Un­

terstützung der S taa ten" . Zur Begründung führt er an: 

„Keine Regierung wird sich damit begnügen können, 

einen vagen Konsens auf der nationalen Ebene zu or­

ganisieren, um die Gemeinschaftsorgane mit mehr Frei­

heiten bei der Problemlösung auszustatten. Ganz im Ge­

genteil: zumindest in näherer Zukunft wird Gemein­

schaftshandeln auf der Fal l -zu-Fal l -Übereinst immung 

von neun Entscheidungszentren bas ie ren ." 2 9 

So zutreffend diese Beobachtung und die mittelfristige 

Perspektive ist, der daraus gezogenen Schlußfolgerung -

der EG fehle die volle Qual i tä t eines politischen S y ­

stems - kann nicht gefolgt werden. Diese Schlußfolgerung 

negiert nämlich einen in politischen Systemen (als K o m ­

munikations- und Entscheidungssystem verstanden) 

durchaus gebräuchlichen spezifischen Entscheidungsmo­

dus: den der Konkordanz . Man wird dem Konfliktrege­

lungsmuster des Konkordanzsystems nicht a priori de­

mokratischen Charak te r absprechen können. Worum es 

also geht, ist eine spezifische Perspekt ive: den Integra­

tionsprozeß in einer regionalen Gemeinschaft als lang-

2 7 C. Sasse, Die Zukunft der Gemeinschaftsverfassung, in: Europa-
Archiv 3 (1972) 87-100 . 

2 8 Ebd. 
2 9 Sasse, Eine Gemeinschaft - Neun Legitimitäten, a. a. O. 258 f. 



wierigen und komplexen Prozeß aufzufassen, bei dem 

schrittweise Legi t imität beschafft wird; d. h. bei dem ein 

Entscheidungsgefüge mit Entscheidungsmodi geschaffen 

wird, das in seiner typischen Eigenart gesehen, verstan­

den und akzeptiert wird, auch wenn das Entscheidungs­

verfahren nach den Regeln eines Konkordanzsystems 

verläuft . 3 0 

Doch zurück zur kritischen Würdigung der Position und 

Rol le des Ministerrats . Das von den Verträgen inten­

dierte ungefähre institutionelle Gleichgewicht mit der 

Kommission ist seit der Beilegung der durch die franzö­

sische Pol i t ik des leeren Stuhls ausgelösten Krise von 

1965 mit dem Luxemburger K o m p r o m i ß vom Janua r 

1966 verloren. Ein Dialog findet praktisch nicht mehr 

statt; die Kommission übt ihr Vorschlagsrecht nicht län­

ger im Sinne eines Motors der Gemeinschaftsentwicklung 

aus, sie antizipiert vielmehr ohne politisches Selbstbe­

wußtsein und ohne jede Legit imitätsgewißheit , was den 

Mitgliedsregierungen genehm ist, also konsensfähig er­

scheint, und fördert damit das Pol i t ikmonopol der S taa ­

ten. 

Der Kommission fehlt - dies ein weiterer Faktor , der 

diese Gewichtsverteilung fördert - fast jeder institutio­

nalisierte Bezug zu einer politischen Basis ; sie agiert ohne 

Verankerung in einem politischen Kräf tefe ld , das ihr 

3 0 H. Schneider (Politische Willensbildung in der E G . Zum Erfor­
dernis eines ,System of Government', in: Europa-Archiv 19 [1972] 
653-662) nennt drei „Leitbilder politischer Willensbildung, die zur 
demokratisch zulänglichen Bewältigung politischer Entscheidungs­
probleme erforderlich sind"; neben dem „Modus der pluralistischen 
Konkordanz", der für den Ministerrat gilt, die Modi „elitärer Re­
präsentanz" und „dynamischer Konkurrenz". Die Begründung sei­
nes Plädoyers zugunsten einer Misch-„Verfassung" - so könnten 
Elemente unterschiedlicher politischer Kulturen Berücksichtigung 
finden - ist zweifellos bedenkenswert. 



zur Verfügung stehen, das auch auf sie ausgerichtet sein 

würde. Die Beziehung zum Europäischen Par lament 

(oder auch zum Wirtschafts- und Sozialausschuß), in der 

manche eine indirekte Verankerung sehen, erwies sich 

allenfalls als Komplizenschaft von zwei gleichermaßen 

schwachen bis ohnmächtigen Par tnern; das Konzept 

einer starken Partnerschaft gegen den Ministerrat als 

gemeinsamer Widerpart erwies sich als Wunsch- und da­

mit Trugbild. 

Die anderen Mitspieler im gemeinschaftlichen Entschei­

dungsgefüge konnten das Gewicht des Rates und damit 

die Dominanz des intergouvernementalen Entschei­

dungsmodus auch nicht mindern. 

Die Mitwirkungsrechte des Europäischen Parlaments 

waren außerordentlich gering; sie beschränkten sich auf 

das Recht zur Abgabe von Stellungnahmen zu Entschei­

dungsvorlagen sowie auf Art ikulat ions- und wenige 

Kontrollmöglichkeiten. Angesichts der indirekten Legi­

t imation der Parlamentsmitglieder - sie wurden jeweils 

von ihren nationalen Parlamenten delegiert - , angesichts 

der fehlenden Resonanz ihrer Arbeit , aber auch wegen 

des Fehlens von wirklich greifenden Sanktionsmöglich­

keiten (das Recht des Mißtrauensvotums gegen die K o m ­

mission richtet sich im Grunde an den falschen Adressaten 

und blieb daher auch in der Praxis bedeutungslos) konn­

te von den gegebenen Befugnissen nur beschränkter Ge­

brauch gemacht werden. 

Konn te man dem Europäischen Par lament wenigstens 

eine Nebenrol le attestieren, so war der Wirtschafts- und 

Sozialausschuß auf der europäischen Bühne allenfalls 

Statist . Das drittelparitätisch aus Arbeitnehmern, K a ­

pitalvertretern und Sonstigen (z. B. Konsumenten, Agra­

rier) zusammengesetzte Organ besteht aus Mitgliedern, 

die ad personam von ihren nationalen Regierungen be-



nannt, nicht etwa von ihren Dachorganisationen - na­

tional oder transnational - entsandt werden. Die Stel­

lungnahmen des Gremiums zu Entscheidungsvorlagen 

wurden jeweils zu den Akten genommen; sie haben we­

der die Entscheidungen beeinflußt noch Resonanz in der 

Öffentlichkeit gefunden. 

Ein weiterer Fak tor , dem in vielen kritischen Bestands­

aufnahmen außerordentlich hohe Bedeutung zugeschrie­

ben wurde, ist die fehlende transnationale, also auf E G -

Ebene angesiedelte und auf sie ausgerichtete, politisch­

gesellschaftliche Infrastruktur. So beklagte schon Sasse, 

„daß die Ratsmitgl ieder nur im nationalen Kräf tefeld an 

die Basis zurückgekoppelt sind und nicht im europäi­

schen, wo es für sie keine legitimierenden und kontroll ie­

renden Balanceorgane, ja nicht einmal die dafür not­

wendigen politischen Strukturen gibt. Denn eine euro­

päische politische Öffentlichkeit ist bislang inexis tent ." 3 1 

Mit dieser Infrastruktur ist primär der Bereich der Par ­

teien und der Interessenverbände gemeint. Vergegenwär­

tigt man sich das Funktionenbündel, das politischen Par ­

teien und Interessenverbänden im nationalen politischen 

System, verstanden als Kommunikat ions- und Entschei­

dungssystem, normat iv zugeschrieben wird, dann sind 

die Folgen des Fehlens solcher Strukturen im transnatio­

nalen Bereich für den demokratischen Charak te r des ge­

meinschaftlichen Entscheidungsgefüges evident. Sie sind 

notwendige Komponenten der Input-Struktur eines po­

litischen Systems. Listen wir die Funktionen von Par ­

teien und Verbänden stichwortartig auf : sie sind T r ä ­

ger von Aggregation und Art ikulat ion politischer Po­

sitionen; sie ermöglichen einen nicht nur einsinnigen In­

formationsfluß und helfen bei der Informationsverarbei-

3 1 Sasse, Die Zukunft, a. a. O. 96. 



tung; sie bieten eine P l a t t f o r m für Par t iz ipat ion; sie 

tragen als intermediäre Ins tanzen dazu bei, den A b ­

stand zwischen Entscheidungsorganen und Adressaten 

dieser Herrschaftsausübung zu verringern: fördern in­

sofern gesellschaftliche In tegra t ion ; sie sind ihrerseits 

Träger von Kont ro l l funkt ionen und schaffen größere 

Transparenz von Entscheidungsmechanismen und kon­

kreten Entscheidungsabläufen. 

Die den europäischen Pulsschlag der Bürger in den neun 

Mitgliedstaaten verfolgenden Demoskopen, die ihre E r ­

gebnisse in dem nun in 10 . Ausgabe halbjährlich heraus­

gegebenen „Eurobaromete r" veröffent l ichen, 3 2 haben 

jüngst ein rückläufiges Interesse der Bevölkerung an der 

EG ermittelt . Das läßt a u f fehlendes oder nur gering 

ausgebildetes Bewußtsein von der Re levanz der Gemein­

schaft und ihrer Poli t ik für das eigene Land und die eigene 

Person schließen. Andere Zahlenreihen weisen eine teil­

weise zurückgehende Bereitschaft zu Engagement oder 

gar Opfern für die Gemeinschaft aus. Wenn auch das 

Meinungsprofil kein einheitliches Bi ld aufweist - den 

eben genannten Zahlen stehen positivere in der Frage 

der Einschätzung der D i rek twah len oder der generellen 

Befürwortung europäischer Einigungsbestrebungen ge­

genüber - , so kann man zumindest die Schlußfolgerung 

ziehen, daß der sogenannte „permissive consensus" 3 3 , 

von dem manche Autoren sprechen, keineswegs als dau­

erhafte und feste Errungenschaft, damit als solides Fun­

dament künftiger E G - P o l i t i k , betrachtet werden kann. 

Thomas A. Herz hat in einer S t u d i e 3 4 die politische M o -

3 2 Herausgeber ist die EG-Kommission. 
a 3 Lindberg/Scheingold, a. a. O. verwenden diesen Begriff bei 
ihrer Analyse der Gemeinschaftsentwicklung. 
3 4 T. A. Herz, Europa in der öffentlichen Meinung. Zur politischen 



bilisierung in Deutschland und Frankreich von 1962 bis 

1977 analysiert und dabei die bemerkenswerte Tatsache 

gegenläufiger Entwicklungen im Einstellungsprofil der 

deutschen und französischen Bevölkerung nachgewiesen: 

„Ermüdungserscheinungen" in der Bundesrepublik, 

„z. T. positivere Haltungen in F rankre ich" . 3 5 

Wenden wir uns in unserer Bestandsaufnahme nunmehr 

dem für „Demokra t ie" konstitutiven Element der 

Gleichheit zu. Was die rechtliche Gleichheit anbelangt, 

so gibt es einen relativ großen Kreis derer, die in unmit­

telbaren Rechtsbeziehungen zur Gemeinschaft, d. h. zu 

ihrer Rechtsordnung stehen. G r a b i t z 3 6 unterstreicht aber 

zu Recht, daß hier nur solche Personen erfaßt würden, 

„die in einer sachlichen Beziehung zum Gehal t ihrer 

Normen standen", sofern diese „bestimmte ökonomische 

Funktionen regeln". Die These, wonach die Römischen 

Verträge „Marktbürger" geschaffen hätten, meint, daß 

er der Rechtsordnung nur dann unterliegt, wenn er solche 

Funktionen erfüllt. So gesehen, n immt nur ein Tei l der 

ansonsten mündigen Bürger am Status des „Marktbür­

gers" teil. 

Wo es um politische Gleichheit, also um Teilhaberrechte 

am förmlichen Willensbildungsprozeß geht, ist weitest­

gehend Fehlanzeige zu konstat ieren. 3 7 Der Marktbürger 

war bislang nicht auch Aktivbürger ; insbesondere war er 

Mobilisierung in Deutschland und Frankreich zwischen 1962 und 
1977, Bonn 1978. 

3 5 Ebd. 171. 

' E. Grabitz, Das Europäische Parlament vor der Direktwahl, in: 
Integration (Beilage zu Europäische Zeitung) 2 (1979) 47 -58 , 
hier 48. 
3 7 Vgl. zum folgenden E. Grabitz, Die Grundrechte der Europäi­
schen Union. Das Europa der Bürger?, in: H. Schneider/ W. Wes­
sels (Hrsg.), Auf dem Weg zur Europäischen Union? Diskussions­
beiträge zum Tindemans-Bericht, Bonn 1977, 167-188 , insbes. 187 f. 



von der Tei lnahme an der Ausübung öffentlicher Gewal t , 

pr imär durch Wahlen, ausgeschlossen. Das galt für den 

EG-Bereich und es gilt für den Bereich der nationalen 

politischen Systeme, wo es bislang noch kein Wahlrecht -

und sei es nur auf lokaler und regionaler Ebene - für 

ausländische Marktbürger gibt. Zudem sind sie durch den 

Polizeivorbehalt des Artikels 48 Abs. 3 E W G - V e r t r a g 

bis auf weiteres diskriminiert. Dieser Vorbehal t bezieht 

sich auf die öffentliche Ordnung, auf Sicherheitsaspekte 

und Fragen der Gesundheit. 

Auf dem Feld sozialer Gleichheit schließlich ist das Ge­

fälle, dessen Beseitigung in der Präambel des R o m - V e r ­

trages als eine zentrale Aufgabe und Zielsetzung der 

Gemeinschaft und ihrer Pol i t ik bezeichnet wird, nicht 

nur nicht abgebaut oder verringert worden, sondern es 

hat sich noch vergrößer t . 3 8 

Dieses Faktum leitet, nach der Kurzanalyse des Entschei-

dungsgefüges und des Aspekts der Gleichheit zur kri­

tischen Betrachtung der Leistungsbilanz der Gemeinschaft 

über. Die Frage lautet, ob die Problemlösungsansprüche 

und -vorhaben eingelöst wurden. 

Auch wer sich nicht auf den Boden der pauschalen und 

häufig zu undifferenzierten „Kapitalismus-Schelte" 

stellt, die zu einer vernichtenden Bi lanz des EG-Outputs 

führt, wird zum Ergebnis kommen, daß eine Reihe von 

Ansprüchen nicht eingelöst werden konnte. Beispielhaft 

seien die regionalen und sozialen Unterschiede oder die 

sich phasenweise dramatisch vergrößernden Divergenzen 

in der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung der Mi t ­

gliedstaaten genannt . 3 9 

3 8 Eine Zusammenstellung einschlägiger Daten findet sich in P. 
Pawelka (unter Mitarbeit von R. Hrbek), Internationale Bezie­
hungen, Frankfurt a. M. 1977, 103 f. 
3 9 Pawelka, a. a. O. 107. 



Zur Leistungsbilanz gehört aber nicht nur die Aufzäh­

lung dessen, was an Zielsetzungen nicht realisiert werden 

konnte. Vielleicht noch wichtiger ist es, die Nebenfolgen 

zu registrieren, die auf das K o n t o gemeinschaftlicher 

Poli t ik gehen. Hier ist sicher an erster Stelle die Agrar­

politik mit ihren Uberschüssen und der Kumulat ion 

finanzieller Folgelasten zu nennen. Sodann aber auch 

die Folgen der einseitig verlaufenden Wanderungsbewe­

gungen. H ie r sind insgesamt neue Aufgabenfelder für 

die Gemeinschaft entstanden und damit neuer zusätz­

licher Entscheidungsbedarf. Zur effizienten Problemlö­

sung ist aber zweifellos Legit imität erforderlich; diese 

wiederum hat von der Output-Seite her kaum wirksame 

Stützung erfahren. 

Wenn nach Gründen zur Untermauerung der These vom 

„demokratischen Defizi t" der Gemeinschaft gefragt wird, 

dar f die Ebene nationaler politischer Systeme nicht aus­

geklammert werden; zum EG-Sys tem gehören nun ein­

mal die Mitgliedstaaten, deren Regierungen als Ver t re­

ter im Ministerrat (bzw. deren Regierungschefs im Eu­

ropäischen R a t ) letztlich die Pol i t ik der Gemeinschaft 

bestimmen. 

Dami t stellt sich in unserem Zusammenhang als erstes das 

Problem hinreichender demokratischer Legit imität des 

Verhaltens der Regierungen der Mitgliedstaaten. K o n ­

kret geht es um das Problem der demokratischen K o n ­

trolle der nationalen Regierungen und ihrer EG-Po l i t i k 

nach den jeweiligen innerstaatlichen Regeln und V e r ­

fahren, das am Beispiel der Bundesrepublik Deutschland 

illustriert werden soll. 

Das Ratifikationsgesetz zu den Römischen Verträgen 

vom 27. Ju l i 19 5 7 4 0 sieht Regelungen für die Einbezie-

4 0 Bundesgesetzblatt 1957, Teil I I , 753. 



hung des Parlaments in das Entscheidungsverfahren für 

EG-Fragen v o r . 4 1 Nach Art ikel 2 des Gesetzes hat „die 

Bundesregierung . . . Bundestag und Bundesrat über die 

Entwicklungen im R a t . . . laufend zu unterrichten". 

Diese Unterrichtung erfolgt „durch entsprechende V o r ­

lagen an das Parlament , . . . durch mündliche Erläute­

rungen ihrer Vertreter . . . oder ihrer Beauftragten im 

zuständigen Bundestagsfachausschuß und vor allem 

durch die halbjährlichen sogenannten ,Integrationsbe­

r ich te ' " . 4 2 Im Ratifikationsgesetz heißt es in Art ikel 2 

weiter: „Soweit durch den Beschluß eines Rates inner­

deutsche Gesetze erforderlich werden oder in der Bun­

desrepublik Deutschland geltendes Recht geschaffen 

wird, soll die Unterrichtung vor der Beschlußfassung des 

Rats erfolgen." D e r zuständige Bundestagsausschuß hat 

dann dem Plenum einen Bericht zu erstatten, der eine 

Empfehlung an die Bundesregierung enthalten kann. D e r 

Bundestag ist auf die „Wahrnehmung von Informations­

und Empfehlungsfunktionen" beschränkt; er „kann, ja 

dar f . . . jedoch nicht über diese Funktionen hinausgehen 

und e twa den Anspruch darauf erheben . . ., selber mit 

zu entscheiden". 4 3 Die Frage, ob der Bundestag effektiv 

mitberaten kann, wird mehr oder weniger übereinstim­

mend negativ beantwortet ; denn: „In der 7. Legislatur­

periode des Deutschen Bundestages wurden 1189 Druck­

sachen mit EG-Vor l agen dem Plenum zugeleitet und 

dazu in 363 Fällen Ausschußberichte erstellt, während 

4 1 Vgl. zu diesem Komplex C. Sasse, Regierungen - Parlamente -
Ministerrat. EntScheidungsprozesse in der Europäischen Gemein­
schaft, Bonn 1975, 80 -89 . 
4 2 C.-C. Schweitzer, Die nationalen Parlamente in der Gemein­
schaft - ihr schwindender Einfluß in Bonn und Westminster auf die 
Europagesetzgebung, Bonn 1978, 43 f. 
4 3 Ebd. 44 f. 



in 4 1 0 Fällen die Ausschüsse mitteilten, daß kein B e ­

richt an das Plenum erstattet zu werden brauche. Die 

Ausschüsse empfahlen in ihren Berichten in 196 Fällen 

dem Plenum lediglich eine Kenntnisnahme, in 140 Fä l ­

len ein spezifisches Ersuchen an die Bundesregierung, so 

oder so weiter im Entscheidungsprozeß der EG zu ver­

fahren - was dann später nie wieder in irgendeinem 

Gremium des Bundestages überprüft wurde und somit 

ganz sicherlich mehr oder weniger einer ,Demonstrat ion ' 

gleichkam bzw. g le ichkommt." 4 4 Auch Sasse kommt zum 

Ergebnis, daß „eine systematische Erfolgskontrol le" 

nicht stat tf indet . 4 5 

Als Fazi t ergibt sich, daß von wirksamer parlamentari­

scher Kont ro l le der Bundesregierung oder gar tatsäch­

licher Mitentscheidung durch den Bundestag keine Rede 

sein kann. Parlamentsintern wird dies seit langem — ins­

besondere vom Fraktionsvorsitzenden der S P D , Weh­

ner - gerügt. D e r für die Beratungen im R a t typische 

Verfahrens- und Entscheidungsstil, nämlich nach kon­

sensfähigen Kompromissen zu suchen, würde eine stär­

kere Einbeziehung der parlamentarischen Komponente 

selbst dann erschweren, wenn sich die Regierung nach­

haltiger um Berücksichtigung von Parlamentsempfehlun­

gen bemühen würde. D a ß dies prinzipiell möglich wäre, 

zeigen Vorgänge, bei denen die Regierung danach trach­

tete, „sich für wichtige Ratsbeschlüsse der Rückendeckung 

der Volksvertreter zu versichern". 4 6 

Für die Bundesrepublik Deutschland ergibt sich aber 

noch ein zweites das Demokrat iegebot tangierendes P ro ­

blem aus ihrer föderativen Ordnung. Folgt man der Auf-

4 4 Ebd. 45 f. 
4 5 Sasse, Regierungen, a. a. O. 85. 
4 6 Ebd. 88. 



fassung, den Föderalismus als komplementäres Element 

der demokratischen und rechtsstaatlichen Ordnung zu 

betrachten, 4 7 worin sich ein rationales Föderalismus-Ver­

ständnis ausdrückt, dann muß jede Beeinträchtigung der 

föderativen Kompetenz- und Funktionsverteilung und 

-Zuordnung auch den demokratischen Charakter der 

Bundesrepublik tangieren. 

Konkre t geht es hier darum, daß die Existenz der EG 

mit ihren Kompetenzen und ihrem Entscheidungsge­

füge auf die Position der Bundesländer als Träger eige­

ner staatlicher Gewal t nachhaltige Wirkungen hat, die 

mehr und mehr spürbar werden . 4 8 Eine Reduzierung des 

Gewichts der Länder kann im Bereich der Kompetenzen 

liegen. Der E W G - V e r t r a g enthält eine Vielzahl von B e ­

stimmungen, wonach die Gemeinschaft Regelungen auf 

Gebieten und in Fragen treffen kann und soll, für die 

nach innerstaatlichem Recht die Länder entweder allein 

zuständig sind oder die als „Gemeinschaftsaufgaben" von 

Bund und Ländern gemeinsam behandelt werden. So 

sehen die Verträge eine Regelungszuständigkeit der G e ­

meinschaft beispielsweise für folgende Angelegenheiten 

vor : Erziehungs- und Ausbildungswesen, Verkehrswe­

sen, Rechtsangleichung, Finanzwesen. 

Dami t ist die Frage aufgeworfen, ob und inwieweit die 

Bundesländer am Entscheidungsverfahren über E G - A n -

4 7 Eine Auffassung, wie sie von K. Hesse in seinem staatsrechtlichen 
Standardwerk „Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesre­
publik Deutschland", Karlsruhe 1 0 1977 , vertreten wird. 
4 8 Vgl. zu diesem Problemkreis K. Oberthür, Die Bundesländer im 
Entscheidungssystem der EG, in: Integration (Beilage zu Euro­
päische Zeitung) 2 (1978) 5 8 - 6 5 ; sowie R. Hrbek, Politikver­
flechtung macht an den Grenzen nicht halt. Auswirkungen der E G -
Mitgliedschaft auf die föderative Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland, in: Der Bürger im Staat (hrsg. von d. Landeszentrale 
für politische Bildung Baden-Württemberg) 1 (1979) 38 43. 



gelegenheiten beteiligt sind, oder ob hier eine weitere 

Quelle für die Reduzierung des Gewichts der Bundeslän­

der liegt. Ohne an dieser Stelle in Detai ls gehen zu wol­

len , 4 9 sei resümiert, daß es solche Mitwirkungsmöglich­

keiten gibt, daß sie aber insgesamt von Länderseite als 

eher ungenügend und sicher nicht als ausreichende K o m ­

pensation für den entstandenen Kompetenzverlust ange­

sehen werden. Das erklärt , warum die Länder vor ge­

raumer Zeit einen bislang erfolglosen Vors toß mit dem 

Ziel unternommen haben, an der Integrationsgewalt des 

Bundes, die durch Art ikel 24 Abs. I GG normiert wird, 

wirkungsvoller als bisher teilzuhaben, wenn Kompetenz­

bereiche der Länder tangiert s ind. 5 0 

V. 

Im folgenden letzten Abschnitt geht es darum, Vorgän­

ge im Rahmen der Gemeinschaft aus jüngster Zeit unter 

der Fragestellung zu erörtern, ob sie als Ansätze und 

Hebel , gar schon als Indikatoren für die Verringerung 

oder Beseitigung des demokratischen Defizits gewertet 

werden können. In Vorwegnahme einer Schlußfolgerung 

sei der Einzeldarlegung die These vorausgeschickt, daß 

die Summe dieser Vorgänge - und zwar bezüglich dessen, 

was sie bereits bewirkt haben, als auch bezüglich mögli-

4 9 Dazu sei auf die in Anm. 48 genannten Beiträge verwiesen. 
5 0 Das Problem ist im übrigen auch von der Enquete-Kommission 
Verfassungsreform des' Deutschen Bundestages aufgegriffen wor­
den. In Kapitel 14 ihres Berichts heißt es: „Die dem Bund durch 
Art. 24 Abs. 1 GG eingeräumte Befugnis, durch einfaches Gesetz 
Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen zu übertragen, 
soll nach den Empfehlungen der Kommission dann der Zustim­
mung des Bundesrates unterliegen, wenn es sich um Hoheitsrechte 
der Länder handelt." 



eher oder wahrscheinlicher Wirkungen und Folgen, die 

sie künftig haben werden - nicht länger rechtfertigt, an 

der These vom demokratischen Defizit in dieser entschie­

denen Form, wie früher, festzuhalten. 

Zunächst sind Vorgänge und Entwicklungen im gemein­

schaftlichen Entscheidungsgefüge zu würdigen. Zwar hat 

sich das Gewicht der intergouvernementalen K o m p o ­

nente eher noch verstärkt, wie insbesondere in der E in­

führung des Europäischen Rates , hervorgegangen aus 

der Konferenz der Staats- und Regierungschefs, deutlich 

wird. Zugleich hat aber auch die Stellung des Europäi­

schen Parlaments eine Verstärkung erfahren; es verfügt 

über einige neue substantielle Kompetenzen und damit 

Wirkmögl ichkei ten . 5 1 Dazu gehören das sogenannte 

Konzertierungsverfahren zwischen Par lament und R a t , 5 2 

die erweiterten Befugnisse bei der Beschlußfassung über 

den Gemeinschafts-Haushalt, schließlich auch der U m ­

stand, daß der R a t mehr oder weniger freiwillig zum 

Dialogpar tner des Parlaments wird und dieses damit 

politisch aufwertet. 

In diesem Zusammenhang von besonderem Interesse 

sind die ersten Direktwahlen zum Europäischen Par la ­

men t . 5 3 Man kann davon ausgehen, daß bis auf weiteres 

keine Erweiterung seiner Befugnisse erfolgen wird, wohl 

5 1 Vgl. dazu die wohl neueste systematische Bestandsaufnahme von 
B. Beutler/ R. Bieber / J . Pipkorn / J. S t re i f Die Europäische Ge­
meinschaft. Rechtsordnung und Politik, Baden-Baden 1979, 9 6 - 1 0 9 
und 154-160 . 
5 2 Man könnte es, bei aller gebotenen Vorsicht vor solchen Analo­
gien, tendenziell und von der Intention her mit dem in der Bun­
desrepublik Deutschland üblichen Vermittlungsverfahren zwischen 
Bundestag und Bundesrat vergleichen. 
5 3 Vgl. die Skizzierung von auf die Direktwahlen gerichteten Er­
wägungen bei R. Hrbek, Chancen und Risiken der ersten Direkt­
wahl des Europäischen Parlaments, in: Dokumente. Zeitschrift für 
Internationale Zusammenarbeit 1 (1979) 7 - 1 1 . 



aber, daß es zu einer Stärkung der politischen Stellung 

des Parlaments kommen wird, die es diesem ermöglicht, 

parlamentarische Funktionen wirkungsvoller als bisher 

wahrzunehmen. Dazu zählen: stärkere Stellung im 

Rechtsetzungs- und Haushaltsverfahren; politische K o n ­

trolle anderer Organe der Gemeinschaft; Lancierung von 

Init iat iven, also der Versuch, das an Problemen aufzu­

greifen, was von anderen Organen hinausgeschoben, aus­

geklammert, in ein Kompromißpake t geschnürt wird 

und damit ungelöst bleibt; Art ikulat ion und Darstel­

lung von Positionen, die in (den Mitgliedstaaten) der G e ­

meinschaft politisch vertreten werden; Beschaffung von 

Legit imität für die gemeinschaftliche Pol i t ik und die G e ­

meinschaft selbst . 5 4 

Während der Vorbereitungen zu den Direktwahlen wur­

de die europapolitische Diskussion innerhalb der natio­

nalen politischen Parteien stark intensiviert, der Infor­

mationsfluß verdichtete sich. Erwähnenswert ist auch, 

was bei der Kandidatenauswahl deutlich wurde, daß 

nämlich bemerkenswert viele Pol i t iker ganz offensicht­

lich auf eine Karr iere in diesem Rahmen setzen. Insge­

samt ist im Vorfe ld der Direktwahlen eine Intensivie­

rung der europapolitischen Diskussion erfolgt, was ganz 

im Sinne der Pol i t is ierung 5 5 des Integrationsprozesses 

ist. 

5 4 W. Steffani (Parlamentarismus in den EG-Staaten und demo­
kratisches Defizit der europäischen Institutionen, in: Zeitschrift für 
Parlamentsfragen 2 [1978] 233-253) bezeichnet es sogar als 
heutige „politische Grundfunktion" des Parlaments, „auf entschei­
dende Weise an der demokratischen Legitimation staatlichen Han­
delns und autoritativen Befehlens mitzuwirken" (237) . 
5 5 H. Kramer /R . Rummel (Hindernisse und Voraussetzungen für 
die Europäische Union, in: aus politik und Zeitgeschichte B 3 
[1976] ) erläutern dieses Politisierungs-Konzept und stellen es als 
Integrations-Strategie zur Diskussion. 



Zur Politisierungs-Strategie gehören mehrere Elemente. 

Erstens die Einbeziehung politisch sensibler Materien. 

Dami t ist gemeint, politische Grundsatzfragen - wie die 

Vorzeichen der politischen Ordnung; die Merkmale der 

Wirtschaftsordung; Fragen der politischen Strategie, also 

das „Bündnis-Problem", bei dem es um das Zusammen­

gehen mit Kommunisten geht - bewußt aufzugreifen und 

kontrovers zu diskutieren: „Integrat ion sollte nicht Ve r ­

drängung, sondern Annahme von Konfl ikten . . . se in . " 5 6 

Zweitens die Ausweitung des Kreises derer, die Träger 

des Integrationsprozesses sind, über die Angehörigen 

der mit der EG-Mate r i e befaßten nationalen und euro­

päischen Administrationen hinaus. Dri t tens die Schaf­

fung und Entwicklung einer transnationalen politischen 

Infrastruktur. 

Politisierung muß keineswegs automatisch zu sofortigem 

Integrationsfortschritt führen; sie kann durchaus auch 

Barrieren aufbauen, Restr ikt ionen sichtbar machen und 

integrationshemmende Krä f t e mobilisieren. Dies wäre 

dann allerdings auch ein Indiz dafür, daß die Gemein­

schaft, ihre Pol i t ik und Entwicklung nicht länger als 

irrelevant und nebensächlich angesehen und abgetan 

werden, sondern daß hier etwas auf dem Spiel steht, 

wofür - oder wogegen - sich zu engagieren lohnt. 

Wenn wir das EG-Entscheidungsgefüge im weiteren Sinn 

betrachten, fällt der Blick auf ein neues Element : die 

sogenannte Dre ierkonferenz . 5 7 Dabei handelt es sich um 

ein Phänomen, das wir in einer Reihe von Nat ionals taa­

ten seit unterschiedlich langer Zeit beobachten können: 

5 8 Kramer/Rummel, a. a. O. 11. 
5 7 Vgl. dazu H. Kramer, Die Rolle der Sozialpartner im Ent­
scheidungssystem der EG, in: aus politik und Zeitgeschichte B 22 
(1977) . 



der von den Regierungen betriebene Versuch einer mehr 

oder minder festen institutionalisierten Einbeziehung 

der großen Wirtschaftsverbände in einen Informations- , 

Diskussions- und gegebenenfalls auch Entscheidungs­

kontext , in dem es um Fragen der gesamtwirtschaftlichen 

Steuerung und wirtschafts- und sozialpolitischer En t ­

scheidungen angesichts härter werdender Verteilungs­

kämpfe, zunehmender Arbeitslosigkeit und wachsenden 

internationalen Herausforderungen - insbesondere im 

Bereich der Ressourcen - geht. Die Erscheinungsformen 

dieses Phänomens sind, wo es vorkommt, unterschiedlich; 

in der Bundesrepublik Deutschland kann man die „Kon­

zertierte Ak t ion" dazu zählen. Es wird wissenschaftlich 

unter dem Begriff des „Neo-Korpora t i smus" analy­

s ier t . 5 8 

Sicher ist die Dreier-Konferenz über wirtschaftliche und 

soziale Fragen auf EG-Ebene , die erstmals 1975 zu­

sammentrat , noch alles Andere als eine effiziente Steu­

erungsinstanz, die erfolgreich Probleme lösen könnte und 

würde. Aber es handelt sich um eine Ausweitung der am 

Entscheidungsprozeß förmlich Beteiligten. Gerade die 

neu hinzugetretenen Akteure haben damit die Möglich­

keit der Art ikulat ion von Erwartungen bezüglich des 

Outputs bzw. von Kr i t ik an falscher oder fehlender Lei­

stung. 

Dami t sind bereits Vorgänge angesprochen, denen in un­

serem Zusammenhang besondere Bedeutung zukommt 

und die bereits anläßlich der Erwähnung der sogenann­

ten Politisierungs-Strategie erwähnt wurden: die Her -

5 8 Vgl. dazu den von U. v. Alemann und R. G. Heinze heraus­
gegebenen Sammelband „Verbände und Staat. Vom Pluralismus 
zum Korporatismus. Analysen, Positionen, Dokumente", Opladen 
1979. 



ausbildung einer transnationalen, also EG-wei ten, poli­

tischen Infrastruktur, die - wie im nationalen politischen 

System - in erster Linie von Parteien und Interessen­

gruppen gebildet wird. 

Was die Par te ien-Komponente betrifft, so haben sich in 

den Jahren 1 9 7 4 - 1 9 7 6 nationale Parteien des demokra­

tischen Sozialismus ( 1 9 7 4 ) , der Liberalen ( 1 9 7 6 ) und der 

Christlichen Demokraten ( 1 9 7 6 ) zu EG-wei ten Par te i ­

organisationen - sie werden als Parteibünde oder P a r ­

teiföderationen bezeichnet - zusammengeschlossen und 

damit ihre Absicht demonstriert, die bereits früher prak­

tizierte internationale Kooperat ion untereinander or­

ganisatorisch zu straffen und sich eine gemeinsame pro­

grammatische Basis zu geben. 5 9 Sicher ist die politisch­

programmatische Bandbrei te der in den Bünden vertre­

tenen nationalen Mitgliedsparteien groß und dement­

sprechend schwierig gestaltet sich der Versuch, die Bünde 

zu handlungsfähigen Parteiorganisationen auf E G - E b e ­

ne weiter zu entwickeln. Dennoch ist mit diesen Vorgän­

gen ein Anfang gemacht, der im übrigen den Charak te r 

der EG als sich entwickelndes politisches System unter­

streicht und festigt. In dem Umfang, in dem sich ein 

Parteiengefüge auf E G - E b e n e herausbildet, gewinnt die 

Gemeinschaft an demokratischer Qual i tä t . 

D ie Interessenverbände haben sich zum großen Tei l schon 

zu einem sehr frühen Zeitpunkt, also gleich nach Grün­

dung der Gemeinschaft, t ransnational zusammengeschlos­

sen. D a ß dazu Verbandszusammenschlüsse der Land­

wirtschaft, des Handels und der großen Kapital interes­

sen zählten, ist nicht allzu verwunderlich; konzentrierte 

5 9 Grundlegend zur Darstellung und Würdigung dieser Entwick­
lung ist die Arbeit von N. Gresch, Transnationale Parteienzusam­
menarbeit in der EG, Baden-Baden 1978. 



sich die Gemeinschaftspolitik in der Phase der „nega­

tiven Integrat ion" doch auf Probleme, die zum Interes­

sen- und Tätigkeitsbereich gerade dieser Verbände ge­

hörten. 6 0 So erscheint es auch nur folgerichtig, daß bald 

nach Beginn der Phase der „positiven Integrat ion" der 

Europäische Gewerkschaftsbund ( 1 9 7 3 ) als transnatio­

naler Zusammenschluß der Arbei tnehmer-Organisat io­

nen konstituiert wurde . 6 1 Das Engagement ausgespro­

chener Verbands-Repräsentanten als Kandidaten politi­

scher Parteien bei den ersten Direktwahlen deutet dar­

auf hin, daß die Verbände der E G - E b e n e weiterhin hohe 

politische Bedeutung zuschreiben und daß sie ihre natio­

nalen und transnationalen Akt ivi tä ten eher zu intensi­

vieren trachten. 

Nicht vergessen werden darf in unserem Zusammenhang 

der Europäische Gerichtshof als eine Instanz, die durch 

ihre Rechtsprechung die Einhaltung der Regeln der EG 

als Rechtsgemeinschaft sichern w i l l . 6 2 Viele Urtei le des 

Gerichtshofs betreffen den Marktbürger . Die Tät igkei t 

des E u G H zielt auf Rechtssicherheit und die Herrschaft 

des Rechts. 

Seit A n f a n g / M i t t e der siebziger J a h r e wird - um zu 

einem weiteren Bereich zu kommen, der für unsere Ar­

gumentation einschlägig ist - im E G - R a h m e n das P ro ­

blem des Grundrechtsschutzes 6 3 von Pol i t ikern und Wis-

6 0 Vgl. dazu B. Burkhardt /W. Schumann, Die transnationalen Ver­
bandszusammenschlüsse der Landwirtschaft und des Handels, in: 
Zeitschrift für Parlamentsfragen 2 (1978) 2 0 0 - 2 1 4 . 

6 1 Vgl. dazu R. Steiert, Die Entwicklung transnationaler Struk­
turen der Gewerkschaftsbewegung in der Europäischen Gemein­
schaft, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen 2 (1978) 215-232 . 

6 2 Beutler/Bieber/Pipkorn/Streil , a. a. O. 176-226 . 
6 3 Die Ausführungen zu diesem Thema entsprechen im wesentli­
chen einzelnen Thesen des Verfassers für das im September 1978 im 
Rahmen des von J. Schwartländer (Tübingen) geleiteten Forschungs-



senschaftlern diskutiert . 6 4 Das Problem stellte sich, weil 

die Akt ivi tä ten der Gemeinschaft zugenommen haben 

und dabei mehr und mehr auch individuelle Grundrechte 

tangiert wurden. Eine Lösung des Problems wird seither 

im Rahmen des Gemeinschaftsrechts gesucht, da ein aus­

schließlich nationaler Schutz individueller Grundrechte 

als auf Dauer mit der Fortentwicklung der Gemein­

schaft unvereinbar angesehen wird. 

Verschiedene Wege werden dabei diskutiert und ange­

boten. Da wäre zunächst die sogenannte „prätorische 

Lösung", bei der auf die Rechtsprechung des E u G H ge­

baut wird. Dieser hat kontinuierlich unterstrichen, daß 

die Organe der Gemeinschaft an Grundrechte gebunden 

sind. Er war bei seiner Arbeit davon ausgegangen, daß 

das geschriebene Gemeinschaftsrecht der Ergänzung durch 

ungeschriebene Rechtsprinzipien bedürfe, die er aus dem 

Recht der Mitgliedstaaten sowie den für sie verbindlichen 

völkerrechtlichen Normen - wie etwa der Europäischen 

Menschenrechtskonvention - zu gewinnen trachtete. Die 

Meinungen darüber, ob dieser Weg auch künftighin allein 

ausreicht, das gesetzte Ziel zu erreichen, sind geteilt. 

Wenn noch für einen anderen Weg plädiert wird - näm­

lich, einen Grundrechtekatalog der EG zu beschließen - , 

so sicher nicht ausschließlich wegen dieses Zweifels. G e ­

wichtiger ist der Umstand, daß sich die Funktion von 

Grundrechten nicht nur in der Abwehr gegen obrigkeit­

liche Eingriffe erschöpft, sondern daß sie öffentliche G e -

projekts über „Menschenrechte" durchgeführten Symposions, die 
er dort unter dem Thema „Menschenrechte in einem Souveränen' 
Europa. Zur Problematik von Verfassungsprinzipien der Euro­
päischen Gemeinschaft" (Hektographierte Fassung) vorgelegt hat. 
6 4 Vgl. z. B. den als Band 2 der Schriftenreihe des Arbeitskreises 
Europäische Integration e. V. herausgegebenen Sammelband „Die 
Grundrechte in der Europäischen Gemeinschaft", Baden-Baden 1978. 



walt legitimieren und insofern politische Ordungsfunk-

tionen haben. Dieser Aspekt ist für die EG besonders 

relevant, wenn man sie als ein am Entstehen begriffe­

nes und insofern der inhaltlichen Ausgestaltung bedür­

fendes politisches System auffaßt . Vergegenwärt igt man 

sich zudem die in den letzten Jahren allenthalben wirk­

sam gewordene gesteigerte Grundrechtssensibilisierung 

der Menschen, dann wird die Forderung nach einem 

Grundrechtekatalog noch verständlicher. 

Die Realisierung dieser Forderung stößt indessen auf 

enorme Schwierigkeiten, wobei das Erfordernis einer 

förmlichen Vertragsänderung durch Ratifizierung in al­

len EG-Mitgl iedstaaten nur eine - die letzte - Hürde 

markiert . D ie Hauptschwierigkeit liegt im gewandelten, 

oder besser gesagt: erweiterten Grundrechts-Verständ­

nis, das neben klassischen Abwehrrechten auch demokra­

tische Teilhaberechte und soziale Anspruchsrechte um­

faßt. Solche demokratischen Teilhaberechte - z. B. wird 

die Gewährung des Kommunalwahlrechts an Ausländer 

diskutiert - würden unmittelbare Geltung haben, wenn 

sie normiert wären. Da die aktuellen Widerstände zu 

groß sind, ist bis auf weiteres an eine solche Normierung 

nicht zu denken. Noch viel schwieriger ist es mit sozialen 

Grundrechten, die den Charakter von Geboten haben, 

nämlich der Realisierung durch (wirtschafts- und gesell-

schafts-) politische Akt ivi tä ten und Leistungen der öf­

fentlichen H a n d bedürfen. Vergegenwärt igt man sich 

die intensiv geführte ordnungspolitische Grundsatzdis­

kussion der letzten Jahre , wird man zunächst keinen 

Konsens erwarten können. 

Dennoch ist die Tatsache einer intensiv geführten Dis­

kussion um die Bedeutung von Grundrechten als Tei l 

einer „Verfassung" der EG in unserem Zusammenhang 

relevant, haben wir doch eingangs Grundrechte als ein 



konstitutives Element von „Demokra t ie" bezeichnet. 

Die Diskussion spiegelt das Bewußtsein von der No twen­

digkeit der Weiterentwicklung der von der Gemeinschaft 

gebildeten Ordnung in Richtung auf mehr demokratische 

Substanz deutlich wider. Das Thema der Grundrechte 

wird von der europapolitischen Tagesordnung nicht mehr 

zu verdrängen sein. 

Abschließend soll wenigstens stichwortartig von einem 

Aspekt die Rede sein, der in unserem Zusammenhang 

Beachtung verdient: die Vertretung des Demokrat iege­

bots durch die Gemeinschaft nach außen. In den vergan­

genen Jahren wurde immer wieder deutlich erkennbar, 

daß die EG als eigenständiger Akteur in den internatio­

nalen Beziehungen auftrit t . U n d wenn sie sich auch 

selbst noch nicht als solcher versteht, von außen - also 

von Dr i t ten - wird sie als eine solche Handlungseinheit 

perzipiert und angesprochen, nicht zuletzt auch mit Fo r ­

derungen konfrontiert . 

Es gibt Beispiele, daß die EG dabei das Demokrat iege­

bot ihrem Handeln zugrunde gelegt hat. 

- Bei der K S Z E traten die neun EG-S taa t en als eine 

Einhei t auf und haben sich insbesondere bemüht, in der 

Frage des späteren K o r b 3 zu „humanitären und an­

deren Fragen" eine einheitliche Position zu vertreten. 

Dies ist ihnen, wie generell bestätigt wird, gut gelun­

gen . 6 5 

- Das mit Griechenland auf der Basis des 1962 abge­

schlossenen Vertrags bestehende Assoziierungsverhält­

nis war während des Obris ten-Regimes eingefroren 

6 5 Vgl. dazu als kurze Darstellung G. v. Groll, Die K S Z E und die 
Europäische Gemeinschaft, in: J. Delbrück/N. Ropers/G. Zellentin 
(Hrsg.): Grünbuch zu den Folgewirkungen der K S Z E , Köln 1977, 
27 -36 . 



worden. Nach Beendigung dieser Phase im Jah re 1974 

bemühte sich die Gemeinschaft sehr schnell um eine 

Re-Akt ivierung der Beziehungen. Für die positive 

Reakt ion auf das griechische Beitrittsgesuch ist letzt­

lich auch das Argument ausschlaggebend gewesen, die 

Sicherung der demokratischen Entwicklung Griechen­

lands stehe auf dem Sp ie l . 6 6 Dieses Argument, also 

politische Erwägungen, hat gleichermaßen bei der B e ­

handlung des portugiesischen und spanischen Beitr i t ts­

gesuchs eine Hauptrol le gespiel t . 6 7 

- Es bleibt zu erwähnen, daß die EG-Mitgl iedstaaten 

bei den Verhandlungen über ein Lome I i -Abkommen 

darauf gedrängt haben, die Gewährung von Leistun­

gen mit der Gewährleistung von Menschenrechten in 

den entsprechenden Empfängerstaaten zu koppeln. 

Wenn in dem oben vorweggenommenen Resümee die 

These vertreten wurde, daß man nicht mehr wie noch 

Anfang der siebziger J ah re pauschal und sehr entschieden 

von einem „demokratischen Defizi t" der Gemeinschaft 

sprechen könne, so ist dies nicht - wie die Einzelhinweise 

und -Überlegungen verständlich machen sollten - mit 

dem aktuellen Zustand der EG im J a h r e 1980 zu be­

gründen. Vielmehr stützt sich die These auf die Annah­

me, die sich aus dem Gesamtzusammenhang dieses Be i ­

trages ergibt, daß in letzter Zeit Vorgänge in Gang ge­

setzt wurden, die als Reflex auf die für die Zeit vorher 

6 8 Vgl. zu diesem ganzen Komplex K.-H. Bück, Griechenland und 
die Europäische Gemeinschaft. Erwartungen und Probleme des Bei­
tritts, Bonn 1978. 
6 7 Vgl. dazu H. v. d. Groeben, Die Erweiterung der Europäischen 
Gemeinschaft durch den Beitritt der Länder Griechenland, Spanien 
und Portugal, Sonderband (Vorabdruck) der von H. v. d. Groeben 
und H. Möller hrsg. Reihe „Möglichkeiten und Grenzen einer 
Europäischen Union", Baden-Baden 1979. 



zutreffend als demokratisch defizitär zu qualifizierende 

Qual i tä t der Gemeinschaft gemeint sind und verstanden 

werden müssen, sowie, daß diese Vorgänge Entwicklun­

gen zu fördern versprechen, die eine Anreicherung der 

Gemeinschaft mit demokratischer Substanz erwarten 

lassen; auch wenn hochgesteckte, mit raschen Erfolgen 

rechnende Erwartungen, sicher fehl am Platze sind. Sas-

ses Dik tum „Eine Gemeinschaft - Neun Legitimitäten" 

scheint revidiert werden zu müssen: es gibt Ansätze, daß 

der Gemeinschaft eigene demokratische Legitimität zu­

wachsen kann. D a ß dies den Integrationsprozeß - ge­

rade auch im Sinne von Ansätzen politikwissenschaftli­

cher Integrationstheorien - positiv beeinflussen würde, 

sei nur am Rande angemerkt. 


